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| recht und steuern |

  Unternehmen mit grenzüberschreiten-
der  Geschäftstätigkeit müssen    immer 
häufiger mit ermittlungen und  sank-
tionen durch mehrere staaten rechnen, 
wenn der Verdacht von Rechtsverstö-
ßen besteht. so hat etwa der diesel-
Komplex dazu geführt, dass in mehre-
ren ländern Geldbußen gegen deut-
sche autohersteller verhängt wurden. 
der abgasskandal war denn auch der 
anlass dafür, dass sich der europäische 
Gerichtshof (euGH) jüngst mit dem 
Verbot der doppelbestrafung befasste.

nach art. 50 der Grundrechtecharta 
der europäischen Union (GRC) darf 
niemand wegen derselben tat zweimal 
strafrechtlich verfolgt oder bestraft 
werden. da viele europäische Rechts-
ordnungen keine Unternehmensstraf-
barkeit kennen, war bislang unklar, in-
wiefern auch nichtstrafrechtliche sank-
tionen gegen Unternehmen einer 
abermaligen Verfolgung in einem an-
deren eU-staat entgegenstehen. der 
euGH hat mit Urteil vom 14. septem-
ber 2023 (az. C-27/22) klargestellt, 
dass das  Verbot der doppelbestrafung 
auch bloße Verwaltungssanktionen 
einschließen kann. 

im konkreten Fall wurde VW wegen 
des behaupteten inverkehrbringens 
einer schadstoffsoftware von der deut-
schen staatsanwaltschaft und anschlie-
ßend der italienischen Wettbewerbsbe-
hörde jeweils mit einer Geldbuße be-
legt. nach Rechtskraft der deutschen 
entscheidung machte VW geltend, die 
zusätzliche italienische Geldbuße ver-
stoße gegen das Verbot der doppelbe-
strafung und sei daher rechtswidrig. 
dem stimmte der euGH zu. art. 50 
GRC stehe einer erneuten Geldbuße 
wegen  desselben Vorwurfs durch  Ver-
waltungssanktionen entgegen, wenn 
diese – zumindest auch – repressiven 
Charakter hätten. 

die neue Rechtsprechung ist ein gu-
tes signal für Unternehmen. nun 
kommt es darauf an,   die  unterschiedli-
chen nationalen Rechts- und sank-
tionssysteme in den Blick zu nehmen. 
Für die Verteidigung von Unterneh-

men gegen parallele ermittlungen in 
internationalen sachverhalten ist des-
wegen  strategische Klugheit geboten. 

so kann der eintritt einer rechtskräf-
tigen sanktionsentscheidung in einem 
eU-land mit relativ milden sanktio-
nen forciert werden, um wesentlich 
drastischere maßnahmen anderer län-
dern zu verhindern (sog. forum shop-
ping). Unter Umständen kann es sogar 
von strategischem Vorteil sein, gezielt 
mit bestimmten nationalen Behörden 
zu kooperieren und sanktionen ohne 
Rechtsmittel für einen möglichst 
 umfassenden sachverhalt zu akzeptie-
ren. denn das Verbot der doppelbe-
strafung hindert grundsätzlich alle wei-
teren eU-länder, wegen desselben 
Vorwurfs gegebenenfalls schwerwie-
gendere sanktionen zu verhängen. 

außerdem kann das euGH-Urteil  zu 
einem Wettlauf sanktionswilliger na-
tionaler Behörden führen, die nicht we-
gen des Verbots der doppelbestrafung 
ins Hintertreffen  geraten wollen. da 
Geldbußen gegenüber Unternehmen 
immer häufiger erhebliche summen er-
reichen, gibt es dafür neben einer poli-
tischen zunehmend auch eine wirt-
schaftliche motivation. 

sieht sich ein Unternehmen drohen-
den ermittlungen mehrerer eU-staa-
ten ausgesetzt oder erkennt es  ein sol-
ches Risiko, besteht also Handlungsbe-
darf. die Chancen und Risiken, die sich 
aus dem euGH-Urteil zum Verbot der 
doppelbestrafung und den Unterschie-
den der nationalen sanktionssysteme 
ergeben, sollten  frühzeitig geprüft und 
im Rahmen einer internationalen stra-
tegie bewertet werden. dies kann – wie 
im vom euGH entschiedenen Fall für 
VW – den Unterschied zwischen einer 
Geldbuße in deutschland in Höhe von 
1 milliarde euro und einer Geldbuße in 
italien in Höhe von 5 millionen euro 
ausmachen. 
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 Millionenunterschiede 
bei Rechtsverletzungen
nach dem euGH-Urteil zum Verbot der 
doppelbestrafung sind kluge strategien gefragt
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